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Bieler Tagblatt

Mit 168 Teilnehmenden oder  
19,35 Prozent der Stimmberech- 
tigten war die jüngste Gemein- 
deversammlung in Twann-Tü- 
scherz die bestbesuchte seit über  
zehn Jahren. Allerdings wurde  
nicht wie erwartet über das ange- 
kündigte Asylzentrum im ehema- 
ligen Hotel Twannberg diskutiert,  
sondern über das Projekt Pfahl- 
bau-Bahnhof.

Mit einem Wandbild an der  
seeseitigen Mauer des umge- 
bauten Bahnhofs Twann sowie  
einer Informationsstele soll an  
die Pfahlbau-Besiedlung in je- 
nem Bereich erinnert werden. So- 
gar ins Unesco-Welterbe aufge- 
nommen worden ist dieser Teil  
von Twann.

Die überaus kontroverse De- 
batte mit etlichen Wortmeldun- 
gen zeigte, dass dieses Thema –  
das nur durch ein Referendum  
vors Volk kam – die Bevölkerung  
spaltet. Entsprechend fiel auch  
der in geheimer Abstimmung ge- 
fällte Entscheid knapp aus: Mit 88  
zu 79 Stimmen wurde das Pro- 
jekt gutgeheissen.

«Es rumort in der  
Gemeinde»
Auch nach der Gemeindever- 
sammlung hat sich die Situa- 
tion nicht beruhigt: «Es ru- 
mort in der Gemeinde», war  
etwa zu hören. «Ja, die Sa- 
che bewegt die Gemüter», be- 

stätigt Cornelia Apolloni Mei- 
er. Sie selbst und ihr Mann  
Peter Meier sind sogar juris- 
tisch aktiv geworden: Nach reif- 
licher Überlegung haben die bei- 
den eine Stimmrechtsbeschwer- 
de gegen den Versammlungs- 
entscheid eingereicht. Heisst das  
Regierungsstatthalteramt Biel  
diese gut, muss die Abstim- 
mung an einer weiteren Ge- 
meindeversammlung wiederholt  
werden.

Apolloni betont, dass es  
in der Stimmrechtsbeschwerde  
nicht um das Pfahlbau-Projekt  
an sich gehe und auch nicht um  
den Ausgang der Abstimmung,  
sondern vielmehr um die Frage,  
ob bei dem Projekt «die demo- 
kratischen Grundsätze und Rech- 
te respektiert worden sind». Die  
Beschwerde sei also «keine Re- 
aktion von schlechten Verlie- 
rern».

Ihr Mann und sie würden  
selbstverständlich jeden Mehr- 
heitsentscheid akzeptieren, der  
in einem korrekten demokrati- 
schen Entscheidprozess zustande  
komme – «nicht aber, wenn in  
diesem Prozess verfassungsmäs- 
sige Rechte missachtet werden».

Apolloni ist nicht irgendwer:  
Die pensionierte Juristin hat ei- 
ne Karriere als Richterin hinter  
sich, die sie bis ans Obergericht  
des Kantons Bern geführt hat.  
Sie ist also juristisch beschlagen,  
auch wenn sie betont, dass sie  
mit dem Verwaltungsrecht nicht  

vertraut sei. Überdies waren so- 
wohl sie als auch ihr Mann früher  
einmal im Gemeinderat.

Zu dick aufgetragen
Verletzt worden sind die verfas- 
sungsmässigen Rechte nach An- 
sicht des Ehepaars Apolloni Meier  
gleich in mehreren Punkten:

Der Gemeinderat dürfe für  
seine Anträge zwar Empfehlun- 
gen abgeben. Aber im vorliegen- 
den Fall sei er weit darüber hin- 

ausgegangen und habe an der Ver- 
sammlung Werbung gemacht. So  
habe Gemeindepräsidentin Mar- 
grit Bohnenblust (SP) gesagt, das  
Projekt sei «wahnsinnig wichtig»  
– ein Ausdruck, der mehrfach  
wiederholt worden sei. Zudem  
sei in der Powerpoint-Präsentati- 
on gross «Danke für ein Ja» an die  
Wand projiziert worden.

Um zu illustrieren, wie wich- 
tig das Projekt sei, habe man an  
der Versammlung eine hässliche  
bräunliche Mauer gezeigt, wie sie  
auch beim Bahnhof Twann dro- 
he, wenn der Kredit abgelehnt  
werde. Die gezeigte Mauer am  
Chemin des Marnins in La Neu- 
veville sehe in Tat und Wahrheit  
jedoch ganz anders aus, nämlich  
«nicht abstossend bräunlich, son- 
dern eher hell, graubeige».

Der Gemeinderat habe uner- 
müdlich betont, dass der grösste  
Teil der 196 500 Franken, über  
die die Versammlung abzustim- 
men habe, von privaten Stiftun- 
gen sowie von Bund und Kan- 
ton übernommen werde. Die Ge- 
meinde habe bloss 20 000 Fran- 
ken daran zu zahlen. Dass zu- 
lasten der Gemeinde zusätzlich  
10 000 Franken für die Projekt- 
leitung anfallen würden, sei nicht  
erwähnt worden.

Sponsoren müssen noch  
einmal angefragt werden
Das Dossier, mit dem die Ge- 
meinde mögliche Sponsoren an- 
gesprochen habe, beschreibe ein  

Projekt «aus Mauern der Süd- 
rampe, Hauptunterführung, Vi- 
trine in der Nebenunterführung  
sowie Stele Nord und Stele Süd».  
Dieses mit Kosten von 547 058  
Franken veranschlagte Gesamt- 
projekt sei den Stimmberechtig- 
ten nie vorgelegt worden.

Damit meint Apolloni die ur- 
sprünglichen Pläne, die auch ein  
Fresko und eine Vitrine in der  
Unterführung sowie eine zweite  
Info-Stele auf der Dorfseite um- 
fasst hatten. Doch das dorfseitige  
Projekt Nord ist inzwischen vom  
seeseitigen Projekt Süd, um das  
es jetzt geht, abgetrennt worden.

Nicht Lottogewinn, sondern  
Stimmenkauf‑Versuch
Die Alt-Oberrichterin moniert  
auch das Vorgehen bei den fi- 
nanziellen Beiträgen: An der Ver- 
sammlung habe die Gemeinde- 
präsidentin erklärt, es seien Gel- 
der in Höhe von 235 000 Fran- 
ken zugesagt, und es seien noch  
mehrere Gesuche offen.

In der folgenden Diskussion  
habe sich jedoch herausgestellt,  
dass sich die bisher gemach- 
ten Zusagen auf das Gesamtpro- 
jekt beziehen und die Sponso- 
ren für die redimensionierte Va- 
riante nun erneut anzuschreiben  
seien. Damit sei für die Ver- 
sammlung offen geblieben, wie  
viele Sponsorengelder tatsäch- 
lich fliessen würden.

«Der gravierendste Vorfall  
aber», so Apolloni, sei, dass der  

Gemeinderat nicht eingeschritten  
sei, als ein Versammlungsteilneh- 
mer kundgetan habe, es sei ein  
Sponsor gefunden worden, der im  
Falle der Kreditannahme 20 000  
Franken spende. Somit koste das  
Projekt die Gemeinde «keinen ro- 
ten Rappen». Statt dies sofort als  
Stimmenkauf-Versuch zu unter- 
binden, habe die Gemeindepräsi- 
dentin erfreut erklärt, das sei ja  
«ein Lottogewinn».

Auf Nachfragen aus der  
Versammlung habe der besag- 
te Versammlungsteilnehmer er- 
klärt, der Sponsor wolle anonym  
bleiben. Unmittelbar nach der  
Versammlung habe sich jedoch  
herausgestellt, dass die Spende  
vom Verein Pfahlbau-Welterbe- 
stätte Twann komme, der im Mai  
für die Promotion des Projektes  
gegründet worden sei. Ebenfalls  
im Nachhinein habe sich heraus- 
gestellt, dass die Gemeindeprä- 
sidentin von der Spende offen- 
bar bereits vor der Versammlung  
Kenntnis gehabt habe.

Verweis auf laufendes  
Verfahren
Gemeindepräsidentin Bohnen- 
blust bestätigte auf Anfrage, dass  
die Gemeinde vom Regierungs- 
statthalteramt über den Eingang  
einer Stimmrechtsbeschwerde in- 
formiert worden sei. Während  
des laufenden Verfahrens neh- 
me sie jedoch keine Stellung zur  
Beschwerde oder zum Abstim- 
mungsgeschäft.

Für Juristin gab es an der GV einen 
«gravierenden Vorfall»
Die jüngste Gemeindeversammlung in Twann-Tüscherz hat ein juristisches Nachspiel: In einer Stimmrechtsbeschwerde zum geplanten 
Wandbild am Bahnhof Twann erhebt eine Juristin und frühere Gemeinderätin verschiedene Vorwürfe.

Die Verhandlungsführung beim Kredit für ein Pfahlbau-Fresko am Bahnhof Twann wird in verschiedenen Punkten kritisiert. Bild: Visualisierung: zvg/Thematis Cultural Engineering
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«Das ist keine 
Reaktion von 
schlechten 
Verlierern.»

Alt-Oberrichterin
Cornelia Apolloni Meier


